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ERSTE BAYERISCHE
AUSREISEEINRICHTUNG
FURTH HAFENSTRASSE




Grunde fur Ausreiseeinrichtungen

Die Absicht, mehrere Ausreiseinrichtungen in Bayern einzurichten, hat bereits

im Vorfeld zu heftigen Protesten geflhrt.

Offensichtlich ist ein vollig falscher Eindruck von dem Projekt entstanden, weil
aus der Luft gegriffene Behauptungen, es entstiinden Abschiebelager fur
Fllchtlinge, ungepruft tbernommen wurden. Bayern verfolgt auch hier seinen
eigenen Weg, weshalb auch Modellprojekte in anderen Bundeslandern nur sehr
bedingt als Mal3stab fur Sinn und Nutzen derartiger Projekte herangezogen

werden konnen.

Das Problem ist, dass es noch immer zu sehr langen Aufenthaltszeiten endgul-
tig abgelehnter Asylbewerber und sonstig zur Ausreise Verpflichteter kommt.
Leider wird die Einschatzung, dass es in einem Rechtsstaat zur Ausreise keine
Alternative gibt, wenn der Rechtsweg ausgeschopft ist, noch nicht tberall ge-
teilt. Die Folgen sind langjahrige Inlandsaufenthalte ohne tragfahige Perspekti-
ve. Wenn schliefdlich eine Ruckfuhrung nicht mehr zu verhindern ist, sind haufig
die Kinder die Leidtragenden, die nur ungentgend auf ein Leben im Herkunfts-

staat ihrer Eltern vorbereitet wurden.

Mit dem sog. INKA-Konzept (Integriertes neues Konzept fur eine konsequente
Aufenthaltsbeendigung ausreisepflichtiger Auslander in Bayern), dessen zent-
rales Element die Ausreiseeinrichtungen sind, versucht Bayern einer Besorgnis
erregenden Entwicklung zu begegnen, dass immer mehr Asylbewerber nach
negativem Abschluss des Asylverfahrens einen Daueraufenthalt erreichen wol-
len, indem sie bei der Vorbereitung der Ausreise nicht mitwirken oder die Be-

horden tauschen. Dagegen setzt Bayern auf

- gezielte Information der Offentlichkeit,
- einen Richtungswechsel in der Beratung hin zur Ruckkehrberatung und
- organisatorische MafRnahmen auf der Grundlage des bestehenden Auslan-

derrechts.



Grunde fur eine Neuorientierung sind insbesondere

a) die nach wie vor geringe asylrechtliche Anerkennungsquote
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2001 107.193  5.716 5,33% 17.003 15,86% 3.383 3,16% 26.102 24,35% 81.091 75,65%
2002

JAN-
JUN 72496 1491 206% 3.024 4,17% 793 1,09% 5.308 7,32% 67.188 92,68%

b) das Ignorieren von Mitwirkungs- und Ausreisepflichten

Als Mittel einer auf die tatsachliche Vereitelung der Riuckflhrung abzielenden

Gesamtstrategie sind zu beobachten:

- Asylbewerber behaupten immer 6fter, keine Identitatspapiere zu besitzen
(bis zu 80%)

- Viele tauschen bewusst Uber Identitat und Staatsangehdrigkeit

- vorhandene Papiere werden nicht verlangert

- Ausreisepflichtige ohne gultige Papiere wirken an der Beschaffung von
Heimreisedokumenten nicht mit (keine Unterschrift unter Antrag, unrichtige
oder unvollstandige Angaben, Ausreisepflichtiger verweigert Vorsprache
bei Botschaften, boykottiert Sammeltermine, voribergehendes Untertau-

chen oder Storung der erforderlich werdenden Abschiebung).



c) Zunehmend schlechtere Rahmenbedingungen fur Ruckfuhrungen:

- Weil die Schleusung ein héchst profitabler Zweig der organisierten Krimi-
nalitat ist, die mit allen Mitteln auf langere Aufenthaltszeiten hinwirkt
(Schleusungskosten mussen refinanziert werden), und alle Gesetzeslu-

cken und organisatorischen Unzulanglichkeiten auszunutzen weil3.

- Weil es bestimmte politische Gruppierungen gibt, die nicht akzeptieren,
dass nach dem negativen Abschluss des Asylverfahren der Betroffene von
Gesetzes wegen ausreisen muss und Ausreisepflichtige in ihrer Verweige-
rungshaltung unterstitzen, statt auf eine sinnvolle Rickkehrplanung hin-

zuwirken.

Der sicherste Weg, nach einer illegalen Einreise in Deutschland zu bleiben,
ist inzwischen nicht die Asylantragstellung als solche, sondern die Verschlei-
erung der Herkunft und ldentitat. Eine Zweiklassengesellschaft im Asylrecht,
die den Auslander eklatant benachteiligt, der seiner Ausreiseverpflichtung

nachkommt, kann nicht hingenommen werden.

d) Grinde der inneren Sicherheit

- Jeder illegal Eingereiste, der seine Identitat oder Herkunft nicht nachwei-
sen kann, stellt ein Problem fur die Sicherheit dar, vor allem wenn er aus
einem Land kommt, das der Unterstlitzung des internationalen Terroris-

mus verdachtig ist, sich also auf der Liste der "Problemstaaten” befindet.

- Im Jahre 2001 musste Bayern mehr als 5000 Asylbewerber aufnehmen,
die als Herkunftsland den Irak angegeben haben. In den Irak sind Ab-
schiebungen derzeit nicht moglich. Dieser faktische Abschiebestopp ladt

geradezu ein, eine Herkunft aus dem Irak zu behaupten.

Darum bedarf es eines neuen Ansatzes. Ausreiseeinrichtungen stellen einen

wichtigen Schritt in diese Richtung dar.



B. Detailkonzept fiir den Betrieb von Ausreiseeinrichtungen

1.

Allgemeine Grundsatze

Ziel der Ausreiseeinrichtung ist, durch eine zentrale Unterbringung die Ef-
fizienz aufenthaltsbeendender Malinahmen zu erhéhen. Kennzeichnend
sind intensivierte MalRnahmen zur Identitatsklarung und Erhéhung der
Mitwirkungsbereitschaft (unten Nr. 4). Hierzu bedarf es spezialisierter Mit-
arbeiter, die innovativ sind und das bestehende gesetzliche Instrumentari-
um konsequent aber umsichtig nutzen, um die Ausreisepflicht durchzuset-
zen. Den Bewohnern wird in der taglichen Arbeit verdeutlicht, dass es kei-
ne Alternative zur Ausreise gibt und es an der Zeit ist, sich auf die Ruck-
kehrpflicht zu besinnen und die Ruckkehr zu planen, die nach Ausschop-

fung des Rechtswegs unausweichlich ist.

Es geht auch darum, insbesondere bei den nicht mitwirkungsbereiten
Auslandern eine verbesserte Erreichbarkeit durch die zentralen Einrich-
tungen zu gewahrleisten. Demnach handelt es sich bei der Unterbringung
in der Ausreiseeinrichtung um keine freiheitsentziehende Malinahme.
Vielmehr stellt die Ausreiseeinrichtung eine Gemeinschaftsunterkunft mit
besonderer ordnungsrechtlicher Funktion dar, die wegen dieses Schwer-

punktes in der Verantwortung der Inneren Verwaltung betrieben wird.

Ausreiseeinrichtungen sind kein Ersatz fur Abschiebehaft. Wenn bei be-
stehender Abschiebungsmaoglichkeit die Gefahr des Entziehens aufgrund
tatsachlicher Anhaltspunkte besteht, lassen sich Antrage auf Abschiebe-
haft nicht vermeiden. Allerdings kann die rickkehrorientierte Betreuung in
der Ausreiseeinrichtung dazu flhren, dass sich Ausreisepflichtige mit der
fehlenden Aufenthaltsperspektive abfinden und nicht versuchen, sich der
Abschiebung zu entziehen. Insoweit konnte die Ausreiseeinrichtung einen

Beitrag zum Ruckgang der Abschiebehaft leisten.



Far die Akzeptanz von Ausreiseeinrichtungen in der Bevolkerung insbe-
sondere in der Aufbauphase ist aullerst wichtig, dass die untergebrachten
Personen sorgfaltig ausgewahlt werden. Es gilt, allgemeine Belegungskri-
terien zu entwickeln, die fur alle Ausreiseeinrichtungen verbindlich sind.
Innerhalb dieses Rahmens ist ein besonderer einrichtungsspezifischer Zu-
schnitt moglich, um besondere Betreuungsmalnahmen (z.B. fur Angeho-
rige bestimmter Staaten) zu ermdéglichen, Konflikte zwischen Unterge-
brachten zu verhindern oder auf die Situierung der Einrichtung Rucksicht

nehmen zu kbnnen.

Das bayerische Konzept der Ausreiseeinrichtung orientiert sich nicht an
den Pilotprojekten in anderen Bundeslandern. Es setzt friher ein und kon-

zentriert sich nicht auf Personen mit sehr langer Aufenthaltsdauer.

Angesichts der begrenzten Kapazitaten sollte sich die Unterbringung in
der Anfangsphase zunachst auf Personen konzentrieren, bei denen ver-
deutlicht werden kann, dass sie in nicht hinnehmbarer Weise die Behor-
den getauscht haben, um ein im Gesetz nicht vorgesehenes Bleiberecht
wegen dieses Verhaltens zu erzwingen. Deshalb sind sie selbst fur die

Unterbringung in der Ausreiseeinrichtung verantwortlich.

Es darf bei der zu erwartenden offentlichen Diskussion nie vergessen
werden, dass die Personen nur deshalb in der Einrichtung untergebracht
sind, weil sie ihrer Mitwirkungs- bzw. Ausreisepflicht nicht nachkommen
und die Verbindlichkeit des geltenden Auslander- und Asylrechts nicht an-
erkennen. Wenn sie ihren Verpflichtungen nachkommen, erlischt das
staatliche Unterbringungsinteresse. Einen weiteren Aufenthalt in Deutsch-

land gibt es dann fir sie allerdings nicht.



Allgemeine Aufnahmekriterien

Aufgenommen werden ausreisepflichtige Auslander, die aufgrund rechts-
missbrauchlichen Verhaltens ihre Aufenthaltsbeendigung vereitelt haben,
z.B. durch

offensichtliche Falschangaben zur Identitat,

- offensichtliche Falschangaben zur Staatsangehdrigkeit, die durch Ne-
gativatteste der Vertretungen der angeblichen Herkunftsstaaten belegt
sind,

- bewusste und vorwerfbare Nichtwirkung bei Passbeschaffungsmal}-

nahmen (z.B. Nichterscheinen bei Sammelvorfuhrterminen),

- Totalverweigerung jeder Mitwirkung an der Aufklarung der eigenen

Identitat und Staatsangehdrigkeit.

Voraussetzung ist, dass bei Mitwirkung des Betroffenen und Klarung der

Identitat mit einer baldigen Ruckflihrung zu rechnen ist.

Vorrangig sind abgelehnte Asylbewerber unterzubringen, ferner auch
sonstige illegale Auslander, die im Vertrauen auf fehlende Ruackfuhrungs-
mdglichkeiten auf die Stellung eines Asylantrags verzichtet haben. Aus-
nahmsweise kommen auch ausgewiesene Auslander, die Uber keine gul-
tigen Identitatspapiere verfugen, fur eine Unterbringung in Betracht, sofern
sie dem Belegungsprofil der jeweiligen Einrichtung entsprechen.



3. Besonderes Belegungsprofil der Ausreiseeinrichtungen des ersten

Ausbauabschnitts, insbesondere Fiirth HafenstraBe
a) Nationalitaten- und Gruppenauswahl

» Bei der Belegung wird darauf geachtet, dass die Herkunftslander er-
fullbare Voraussetzungen an die Ausstellung von Heimreisedoku-
menten stellen.

» Abschiebung soll kurz- bzw. mittelfristig moglich sein, d.h. die Her-

kunftslander stellen zeithah Dokumente aus.

» Beschrankung auf bestimmte Staaten bei denen ein Handlungsbe-

darf und ein Koordinierungsbedurfnis besteht. Vorteile sind:

v Aufbau spezieller Kenntnisse lber das Herkunftsland

v Aufbau individueller positiver Beziehungen zu dem jeweiligen Bot-
schaftspersonal

¥ Moglichkeit des effektiven Einsatzes von Dolmetscherkraften

¥ Moglichkeit der Einstellung muttersprachlichen Personals als An-

hdérer mit spezifischen Kenntnissen des jeweiligen Kulturraums.

» Vor diesem Hintergrund liegt es nahe, zunachst schwerpunktmallig
Angehdrige der Russischen Foderation und der sonstigen GUS-
Staaten aufzunehmen. Abfragen bei den Auslanderbehérden haben
ergeben, dass es hier auch viele Falle gibt, in denen die auslander-
behordlichen BemUhungen um eine Aufenthaltsbeendigung bisher

ins Leere gelaufen sind.

b) Zunachst nur Alleinstehende, spater ggf. Ehepaare ohne Kinder. Die
Einbeziehung von Familien mit Kindern sollte erst zu einem spateren

Zeitpunkt erfolgen, wenn entsprechende Ausreiseeinrichtungen ge-
schaffen sind.



c) Im Mittelpunkt der MalRnahme stehen nicht Falle von langer Aufent-

haltsdauer, bei denen von einer faktischen Integration auszugehen ist.

d) Besondere Praferenz fur Falle, in denen der unberechtigte Verbleib im

Bundesgebiet erst vergleichsweise kurze Zeit andauert.

e) Straftater stellen nicht die Hauptzielgruppe dar. Gegen eine partielle

Berucksichtigung spricht jedoch nichts, wenn Sicherheitsaspekte nicht
entgegenstehen. Fur bestimmte Gruppen krimineller oder gewalttatiger
Ausreisepflichtiger mussen zu einem spateren Zeitpunkt Ausreiseein-
richtungen mit erhéhtem Sicherheitsstandard (z.B. Nahe von Polizei-

dienststellen) eingerichtet werden.

Auch ausreisepflichtige Personen, die bisher nicht in Gemeinschafts-
unterklnften, sondern privat wohnen, sollen bei fehlender Mitwirkungs-

bereitschaft untergebracht werden.
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Aufnahmekapazitat in Flirth, besondere Lagevorteile

In der ersten Phase sollen bis zu 50 Personen aufgenommen werden. Fur
den Standort Furth als ,Erste Ausreiseeinrichtung“ sprechen folgende

Grinde:

die raumliche Nahe zur VerwaltungsaulRenstelle in Zirndorf

» die raumliche Nahe zum Flughafen in Nurnberg, uber welchen Luftab-

schiebungen abgewickelt werden kénnen
 die verfugbaren Unterbringungskapazitaten

 die Situierung der Gebaude, die eine Abgrenzung der Nutzungsberei-
che ermoglicht

« die relativ abgeschiedene Lage (keine unmittelbar angrenzende Wohn-
bebauung)

» die raumliche Nahe zur leistungsfahigen Polizeiinspektion Furth im
Falle von Sicherheitsstorungen
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Unterbringung und Versorgung in Furth HafenstraBe

Das Gebaude in Furth wurde schon bisher als Gemeinschaftsunterkunft
genutzt. Zimmer sind fur ubliche Belegung mit ca. 2 Personen geeignet.
Unmittelbar daneben liegendes Gebaude bleibt weiterhin Gemeinschafts-
unterkunft des StMAS.

Die Ausreiseeinrichtung soll sich nunmehr optisch wahrnehmbar als Ein-
richtung der Inneren Verwaltung darstellen und von der daneben liegen-

den Gemeinschaftsunterkunft abgrenzen.

- Zwischen den Gebauden ist deshalb ein (ca. 2,20 hoher) Zaun errichtet.

- An der Ausreiseeinrichtung wird deutlich sichtbar ein Schild angebracht,
das die Verantwortung der Zentralen Ruckfihrungsstelle Nordbayern

dokumentiert.

- Das Gebaude wird umzaunt, der Zaun am Zugangsbereich mit einem
Drehkreuz versehen. Eine Pforte ist im Eingangsbereich des Gebaudes
eingerichtet. Es gibt ferner vier Buro- und Anhoérerraume, die durch eine

Gangtir von den anderen Raumen abgetrennt sind.

Eine Bewachung durch eine Person eines externen Wachdienstes ist rund

um die Uhr zum Schutz der Bewohner nach auf3en und innen erforderlich.

Die Unterbringung (z.B. Belegungsdichte) und Versorgung (Essen etc.)
entsprechen dem landesublichem Standard in Gemeinschaftsunterklnften
des StMAS. Das wird wie bisher ohne Unterschiede vom SG 630 der Re-
gierung fortgefuhrt. Allerdings wird strikt auf Sachleistungen geachtet.
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MaBBnahmen zur ldentitatsklarung und Erhéohung der Mitwirkungsbe-
reitschaft

Unverzichtbar ist, durch konsequente Anwendung des geltenden Auslan-
derrechts die Bewohner zur Erfullung von Mitwirkungspflichten anzuhalten
und die Ruckkehrbereitschaft zu erhohen:

» RegelmaRige Befragungen Uber Identitat und Herkunftsstaat, sofern
hier Unklarheiten bestehen.
Die regelmaligen Befragungen stellen mit das Kernstlck des neuen
Konzeptes dar. Sie sollen regelmalfig jede Woche durchgefihrt wer-
den. Hierflr werden, soweit wie moglich Angestellte mit spezifischen
Fremdsprachenkenntnisse eingestellt, hilfsweise ist auf Dolmetscher
zuruckzugreifen. Die Mitarbeiter sind auf ihre Aufgabe vorzubereiten
und zu schulen. Die Anhdrer sollen (schrittweise) auch Verwaltungsauf-

gaben erflllen.

» Aufdecken von Widerspruchen in den bisherigen Angaben, Ermittlun-

gen im Herkunftsstaat (z.B. Gber deutsche Auslandsvertretung).

» Suche nach Identitatsnachweisen oder Glaubhaftmachungsmitteln im
Besitz der Bewohner (Fuhrerscheine, Briefe, versteckte Ausweise, Te-
lefonkarten), auf der Grundlage der zum Jahresbeginn verbesserten
Madglichkeiten der Identitatsfeststellung und Klarung (Durchsuchungen

als ultima ratio).

» Nutzung der seit Jahresbeginn bestehenden gesetzlichen Mdglichkeit
der Sprachaufzeichnung, um Hinweise auf den Herkunftsstaat zu erlan-

gen.

« Anordnung von Aufenthaltsbeschrankungen auf das Stadtgebiet Furth

und Meldepflichten, Anwesenheitskontrollen.
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Sicherstellung regelmafiiger Anwesenheit durch tagliche Ausgabe der

Essenspakete (statt wochentlich wie in GUs).

Anhalten zur gemeinnutzigen Arbeitsaufnahme.

Verbot der Aufnahme einer Erwerbstatigkeit und dessen Uberwachung.

Klrzung des Taschengeldes bei fortgesetzter Verweigerung der Mitwir-

kung.

Bei fehlender Bereitschaft und Nichtbeachtung behdrdlicher Anordnun-
gen die Organisation gemeinsamer bzw. individueller Botschaftsvorflih-

rungen.
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Psycho-soziale Betreuung und Reintegrationsforderung im Heimat-

land

Eine Betreuung durch karitative Organisationen ist beabsichtigt. Hierfur
gibt es EU-geférderte Beispiele in Osterreich. Wichtig ist, dass eine Ver-
standigung Uber die Ziele der Betreuung erzielt werden kann und die auf
eine Forderung der Ruckkehrbereitschaft ausgerichtete Gesamtkonzeption

mitgetragen und durch die Beratung aktiv unterstutzt wird.

Ziel der Betreuung

» Verdeutlichung, dass keine Aufenthaltsperspektive in Deutschland be-
steht und es keine Alternative zur Ausreise gibt, psychologische Be-

gleitung dieser Erkenntnis,

o Forderung der Bereitschaft des Auslanders, sich mit einer Ruckkehr in

sein Heimatland auseinander zu setzen,

» Aufzeigen von Perspektiven im Heimatland,

» Beratung im Hinblick auf Reintegrationsmalinahmen (soweit moglich),

o Gezielte Férderung der Reintegration und Vermittlung objektiver her-

kunftsstaatsbezogener Informationen.
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Weitere Forderung der Riuckkehrbereitschaft

Die Mitwirkung kann honoriert werden, wenn keine negativen Auswirkun-
gen auf die generelle Ausreisebereitschaft zu befurchten sind (Experi-

ment), z.B.

» Belassung ausreichender finanzieller Mittel fir eine ,gesichtswahrende
Ruckkehr® in teilweiser Abkehr von derzeitiger Praxis, vorhandenes
Vermogen fur Abschiebekosten heranzuziehen

e Lbschung der Auflage in der Duldung ,Erwerbstatigkeit nicht gestattet®,
um eine Verdienstmaoglichkeit bis zur Ausreise zur Schaffung einer po-
sitiven Startposition im Heimatland zu ermdglichen

» Verzicht auf eine zeitlich unbegrenzte Verweigerung einer spateren le-

galen Wiedereinreise (z.B. im Visaverfahren)

» Ggf. Gewahrung von finanziellen Mitteln zur Starthilfe im Heimatland

= neues Betatigungsfeld fur karitative und kirchliche Organisationen

» Qualifizierte Beratung uber die bestehenden Programme zur Forderung

der freiwilligen Ruckkehr

e Durchfihrung von SchulungsmaRRnahmen bis zur Ausreise (Sprache
und landeskundliches Wissen in Bezug auf Zielstaat).



16

Zeitliche Dauer der Unterbringung

Eine zeitliche Begrenzung der Unterbringung in Ausreiseeinrichtungen ist
nicht vorgesehen. Es muss der Eindruck vermieden werden, dass der
Staat ,keinen langen Atem® habe. Die tatsachliche Dauer hangt vom Ein-
zelfall ab, d.h. von der Mitwirkungsbereitschaft des jeweiligen unterge-
brachten Auslanders. Letztlich bestimmt der Betroffene die Dauer seiner
Unterbringung selbst. Er hat es in der Hand, seinen gesetzlichen Ver-
pflichtungen zu gentgen und an der Beseitigung der von ihm selbst ge-
schaffenen Ausreisehindernissen mitzuwirken. Selbstverstandlich kann ei-
ne Umverteilung in andere Ausreiseeinrichtungen erfolgen, wenn dies

zweckmalig oder aus Kapazitatsgrinden geboten ist.
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10. Auslanderbehordliche Aufgaben

Sie werden von der bei der Regierung von Mittelfranken geschaffenen

Zentralen Ruckfuhrungsstelle Nordbayern wahrgenommen.

Die Ausreiseeinrichtung Furth wird durch die Aulienstelle der Zentralen

Ruckfuhrungsstelle Nordbayern in Zirndorf auslanderrechtlich betreut.



	A. Gründe für Ausreiseeinrichtungen
	a) die nach wie vor geringe asylrechtliche Anerkennungsquote
	b) das Ignorieren von Mitwirkungs- und Ausreisepflichten
	c) Zunehmend schlechtere Rahmenbedingungen für Rückführungen:
	d) Gründe der inneren Sicherheit

	B. Detailkonzept für den Betrieb von Ausreiseeinrichtungen
	1. Allgemeine Grundsätze
	2. Allgemeine Aufnahmekriterien
	3. Besonderes Belegungsprofil der Ausreiseeinrichtungen des ersten Ausbauabschnitts, insbesondere Fürth Hafenstraße
	a) Nationalitäten- und Gruppenauswahl
	b) Zunächst nur Alleinstehende, später ggf. Ehepaare ohne Kinder.
	c) Im Mittelpunkt der Maßnahme stehen nicht Fälle
	d) Besondere Präferenz für Fälle,
	e) Straftäter stellen nicht die Hauptzielgruppe dar.
	f) Auch ausreisepflichtige Personen, die bisher nicht in

	4. Aufnahmekapazität in Fürth, besondere Lagevorteile
	5. Unterbringung und Versorgung in Fürth Hafenstraße
	6. Maßnahmen zur Identitätsklärung und Erhöhung der Mitwirkungsbereitschaft
	7. Psychosoziale Betreuung und Reintegrationsförderung im Heimatland
	Ziel der Betreuung
	8. Weitere Förderung der Rückkehrbereitschaft
	9. Zeitliche Dauer der Unterbringung
	10. Ausländerbehördliche Aufgaben


